
 

 

IG Bauen-Agrar-Umwelt 

Stellungnahme zum Referentenentwurf des Bundesministeriums des Innern, für Bau und 
Heimat zu einem Fachkräfteeinwanderungsgesetz  

Die Industriegewerkschaft Bauen-Agrar-Umwelt (IG BAU) vertritt die Interessen der Beschäftigten in 
der Bauwirtschaft, dem Gebäudereiniger-Handwerk, der Baustoffindustrie, der Forst- und Landwirt-
schaft, den industriellen Dienstleistungen und zahlreichen weiteren Branchen. Sie ist dem Ziel ver-
pflichtet, die Arbeitsbedingungen ihrer Mitglieder durch gute Tarifverträge und gute rechtliche Rah-
menbedingungen stetig zu verbessern. Die IG BAU unterstützt die Zuwanderung von qualifizierten 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern dann, wenn sie fair und tariflich abgesichert ist. Diesem An-
spruch wird der vorliegende Referentenentwurf leider nur unzureichend gerecht.  

Einleitung 

Mit dem Fachkräfteeinwanderungsgesetz möchte die Bundesregierung die Zuwanderung von qualifi-
zierten Fachkräften aus Drittstaaten gezielt steigern. Die IG BAU steht für eine weltoffene, tolerante 
und vielfältige Gesellschaft und begrüßt deshalb, dass die Bundesregierung die Realität anerkennt, 
dass Deutschland ein Einwanderungsland für Erwerbstätige ist und deshalb das Thema Erwerbstäti-
genzuwanderung grundsätzlich regeln will. Eine solche Regelung ist auch deshalb notwendig gewor-
den, weil es in der Vergangenheit zu einer Vielzahl von unverbundenen und teilweise völlig unter-
schiedlichen und widersprüchlichen Einzelregelungen gekommen war.   
 
Unser Hauptanliegen dabei ist, dass die Erwerbstätigeneinwanderung aus Drittstaaten zu einheitli-
chen, fairen und tarifvertraglich abgesicherten Regeln erfolgt. 

Dabei muss sichergestellt sein, dass die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer aus Drittstaaten au-
ßerhalb der EU tatsächlich zu fairen und tarifvertraglich abgesicherten Bedingungen beschäftigt wer-
den. Tarifverträge gelten normativ für Gewerkschaftsmitglieder und tarifgebundene Arbeitgeber. Nur 
die vom Tarifvertragsgesetz vorgesehene normative Geltung von Tarifverträgen vermittelt den vollen 
tariflichen Schutz und stellt sicher, dass die neu zugewanderten Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mer zu den gleichen Bedingungen beschäftigt werden wie inländische Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer. Tarifgebundene Unternehmen und Gewerkschaftsmitglieder sollten daher bevorzugt be-
rücksichtigt werden. Fair gestaltete, tariflich abgesicherte Arbeitskräftezuwanderung fördert die In-
tegration, vermeidet Lohndumping und leistet einen wichtigen Beitrag zur Stärkung der Tarifautono-
mie. 
Grundlegende Regeln zur Erwerbstätigenzuwanderung müssen gemeinsam mit den Sozialpartnern 
der betroffenen Branchen erarbeitet und umgesetzt werden.   

Darüber hinaus müssen neu zuwandernde Erwerbstätige aus Drittstaaten vor schlechten Arbeitsbe-
dingungen besser geschützt werden. Denn bereits heute kommt es regelmäßig zu Fällen von Ar-
beitsausbeutung. So erhalten Beschäftigte in der Bauwirtschaft aus Bosnien und Herzegowina, die 
zum Beispiel formal über Slowenien nach Deutschland entsandt werden, obwohl sie dort nicht an-
sässig sind, meistens nicht einmal den tariflichen Mindestlohn. Die IG BAU hat im Sommer 2018 zu-
dem Saisonarbeiter aus Drittstaaten in der Landwirtschaft angetroffen, die als Studenten oder Prakti-
kanten nach Deutschland eingereist sind, tatsächlich aber als Erntehelfer eingesetzt wurden und 
schlechte Arbeitsbedingungen beklagten. Bereits heute gibt es also große Defizite bei der Durchset-
zung fairer Arbeitsbedingungen und des Grundsatzes „Gleicher Lohn für gleiche Arbeit am gleichen 
Ort“.  



 

 

Die Fachkräfteeinwanderung darf daher keine neuen Missbrauchsmöglichkeiten für Unternehmen 
schaffen. Das neue Gesetz muss vielmehr dazu beitragen, gute Arbeitsbedingungen auf Grundlage 
bestehender Tarifverträge von Beschäftigten aus Deutschland, der Europäischen Union und aus 
Drittstaaten gleichermaßen zu schützen und zu fördern. Diese Anforderung muss das Gesetz erfül-
len, denn sie ist die Grundlage für die Akzeptanz der Fachkräftezuwanderung in den betroffenen 
Branchen und darüber hinaus in der gesamten Gesellschaft. 

Die Einhaltung der tariflichen Arbeitsbedingungen muss deshalb nachhaltig und engmaschig nicht 
nur bei der Erteilung der Aufenthaltserlaubnis, sondern auch während der anschließenden Beschäfti-
gung vor Ort kontrolliert werden. Das geht nur mit einer personell gut ausgestatteten und mit ent-
sprechenden Kompetenzen versehenen Kontrollbehörde.  

Der  vorliegende Referentenentwurf zu einem Fachkräfteeinwanderungsgesetz  der Bundesregierung 
wird diesem Anspruch nur unzureichend gerecht.  

Im Hinblick auf die sehr kurze Frist zur Stellungnahme nimmt die IG BAU im Rahmen dieser 
Verbändeanhörung nur zu ausgewählten Regelungen des Entwurfs Stellung: 

Definition Fachkraft 
§ 18 Absatz 4  Aufenthaltsgesetz (AufenthG)  

Die IG BAU sieht die unterschiedslose Erweiterung des Begriffes „Fachkraft“ auf alle Beschäftigten 
mit einer ausländischen Berufsausbildung, die mit einer inländischen qualifizierten Berufsausbildung 
gleichwertig ist, kritisch.  

Die Öffnung des Arbeitsmarktes über alle Branchen hinweg für Personen mit Berufsausbildung wür-
de in Zukunft den Anreiz von Unternehmen und Staat minimieren, in gute Ausbildung zu investieren. 
Das Erfolgsmodell der dualen Ausbildung in Deutschland würde durch die vorgesehene Regelung 
unterminiert.  

Es sollte daher den Sozialpartnern einzelner Branchen vorbehalten sein, zu definieren, was eine 
Fachkraft ist und welche Qualifikationsanforderungen nötig sind, um als Fachkraft im Sinne des Ge-
setzes zu gelten. 

Vorrangprüfung 
§ 39 AufenthG  

Die IG BAU lehnt die pauschale Abschaffung der Vorrangprüfung für alle Berufsgruppen ab. Die IG 
BAU spricht sich vielmehr dafür aus, dass die Sozialpartner der betroffenen Branchen definieren 
können, in welchen Branchen es einen ungedeckten Fachkräftebedarf gibt. Einem durch beide Sozi-
alpartner festgestellten Fachkräftemangel sollte dann durch tripartistisch entwickelte branchenspezi-
fische Maßnahmen und einer gezielten Anwerbung von Fachkräften aus Drittstaaten begegnet wer-
den.  

Ein verschärfter Wettbewerb um Arbeitsplätze zwischen inländischen Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmern, bereits in Deutschland lebenden Migranten, nach Deutschland entsandten Arbeitnehme-
rinnen und Arbeitnehmern aus der EU sowie neu Zuwandernden muss vermieden werden. 

Die IG BAU begrüßt zwar, dass die Prüfung der Arbeitsbedingungen nach § 39 AufenthG beibehalten 
werden soll. Allerdings beschränkt sich diese Prüfung bisher auf die Prüfung der Papierlage vor der 
Einreise, so dass die anschließende Beschäftigung in der Realität oft zu schlechteren Bedingungen 



 

 

erfolgt. Die IG BAU fordert deshalb eine Ausweitung der Kontrollkompetenzen und des Kontrollauf-
trages der Bundesagentur für Arbeit. Insbesondere muss künftig  nach der Arbeitsaufnahme die tat-
sächliche Einhaltung der tarifvertraglichen Arbeitsbedingungen während der Beschäftigung vor Ort in 
Deutschland kontrolliert werden. Dabei ist sicherzustellen, dass der Aufenthaltsstatus der Beschäftig-
ten durch Nichteinhaltung der tariflichen Arbeitsbedingungen nicht gefährdet wird, sondern es ist 
vielmehr dafür Sorge zu tragen, dass die Arbeitgeber ihre Zusagen auch tatsächlich einhalten.  

Beschäftigung während der Ausbildung 
§ 16a Absatz 3 AufenthG; § 16d Absatz 1 AufenthG  

Der Gesetzentwurf sieht vor, dass Personen, die sich für eine Berufsausbildung oder für Maßnahmen 
zur Anpassung und Anerkennung ausländischer Berufsqualifikationen in Deutschland aufhalten, ei-
ner von der Ausbildung unabhängigen Beschäftigung von bis zu zehn Stunden je Woche nachgehen 
können. 

Die IG BAU lehnt diese Regelungen ab. Zum einen besteht die Gefahr, dass Ausbildungen und An-
erkennungsqualifikationen nur zum Schein von Unternehmen angeboten werden, um Beschäftigte 
aus Drittstaaten nebenbei zu schlechten Bedingungen zu beschäftigen. Zum anderen ist eine Be-
schäftigung neben einer Vollzeitausbildung nur schwer vorstellbar und kann im Hinblick auf den 
Schutzgedanken des Arbeitszeitgesetzes in aller Regel nur unter Inkaufnahme gesundheitlicher Ge-
fährdungen erfolgen. Außerdem werden die Ausbildungsziele durch eine Nebenbeschäftigung stark 
gefährdet.  

Stattdessen fordert die IG BAU, dass zumindest die tarifvertraglichen Ausbildungsvergütungen ge-
zahlt werden müssen, so dass Auszubildende – egal ob bereits in Deutschland oder der EU lebend 
oder aus Drittstaaten zugewandert -  von ihrer Vergütung gut leben können. Es ist Pflicht des Ausbil-
dungsbetriebes, der sich seinen Fachkräftenachwuchs auch durch Anwerbung von Auszubildenden 
aus Drittstaaten sichern möchte, die finanzielle Unabhängigkeit der Auszubildenden von staatlichen 
Leistungen zu sichern.  

Maßnahmen zur Anerkennung ausländischer Berufsqualifikationen 
§16d AufenthG  

Der Gesetzentwurf sieht Verfahren zur Durchführung von Anpassungsmaßnahmen vor, um die 
Gleichwertigkeit der Berufsqualifikation mit einer inländischen Qualifikation festzustellen. Die bisheri-
ge „Kann-Bestimmung“ aus § 17a AufenthG wird in eine „Soll-Bestimmung“ umgewandelt und er-
möglicht Aufenthaltserlaubnisse für bis zu 2 Jahre.  

Die IG BAU erachtet diese Regelung als problematisch. Zum einen sind die Entlohnungsbedingun-
gen während der Anpassungsmaßnahmen nicht geklärt. So kann es dazu kommen, dass Personen 
aus Drittstaaten für zwei Jahre auf Helfer- bzw. Mindestlohnbasis oder sogar zu noch schlechteren 
Bedingungen beschäftigt werden.  

Das Gesetz würde zudem neue Missbrauchsmöglichkeiten ermöglichen, indem Personen aus Dritt-
staaten alleine deshalb angeworben werden, um sie im Rahmen von Anpassungsmaßnahmen als 
Helfer zu beschäftigen und nach zwei Jahren wieder auszutauschen. Der regelmäßige Wechsel/ 
Austausch von Beschäftigten ist kein theoretisches Beispiel, sondern in Branchen wie dem Gebäude-
reinigungs-Handwerk oder der Bauwirtschaft alltägliche Praxis. Überdies liegen negative Erfahrungen 
im Bereich von so genannten Ausbildungsabschnitten im Rahmen konzerninterner Entsendungen 
vor. 



 

 

Zudem ist anzumerken, dass es in den meisten Branchen keine strukturierten Angebote für Anpas-
sungsmaßnahmen gibt, die am Qualifikationsniveau von Personen aus Drittstaaten ansetzen. Diese 
wären aber zwingend notwendig, um einen Missbrauch wirksam zu verhindern und für die Betroffe-
nen tatsächlich eine anschließende arbeitgeberunabhängige Anerkennung der Gleichwertigkeit ihrer 
Ausbildung mit hiesigen Abschlüssen zu ermöglichen. Es bleibt damit vollkommen unklar, wie die 
Qualität der Anpassungsmaßnahme tatsächlich gesichert wird und in welchem Rahmen sie stattfin-
det.  

Die IG BAU plädiert stattdessen für einen tripartistischen Ansatz, nach dem je nach Branchenerfor-
dernissen Fachkräfte gezielt aus ausgewählten Ländern zu strukturierten, qualitativ hochwertigen 
Anpassungsmaßnahmen nach Deutschland angeworben werden, wenn dies die Branchen-
Sozialpartner gemeinsam entscheiden.  

Aufenthalt zur Arbeitsplatzsuche 
§ 20 Absatz 1 AufenthG  

Fachkräfte mit Berufsausbildung sollen das Recht erhalten, eine Aufenthaltserlaubnis zur Arbeits-
platzsuche von bis zu 6 Monaten zu erhalten. Diese soll „zur Ausübung von Probearbeiten bis zu 10 
Stunden je Woche“ berechtigen. Das bisher geltende Beschäftigungsverbot aus §18 c AufenthG ent-
fällt.  

Die IG BAU lehnt diese Bestimmung ab. In den von der IG BAU betreuten Branchen gibt es keine 
„Probearbeiten von 10 Stunden je Woche“, so dass diese Regelung zum Missbrauch einladen wird. 
Denkbar ist etwa, dass Beschäftigte in den ersten sechs Monaten nur geringfügig und scheinbar nur 
10 Stunden die Woche beschäftigt werden, während sie real Vollzeit arbeiten müssen.  

Während der ersten sechs Monate sieht der Gesetzentwurf auch keine gesonderten Prüfungen der 
Arbeitsbedingungen vor. Dabei zeigt die Erfahrung, dass gerade neu in Deutschland ankommende 
Personen, die ihre Arbeitsrechte und geltende Tarifverträge nicht gut genug kennen, besonders häu-
fig von prekären Beschäftigungsbedingungen betroffen sind.  

Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales soll per Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bun-
desrates Berufsgruppen bestimmen können, in denen Fachkräfte mit Berufsausbildung keine Aufent-
haltserlaubnis zur Arbeitsplatzsuche erteilt werden darf. Die IG BAU fordert, dass der Aufenthalt zur 
Arbeitssuche umgekehrt nur ausnahmsweise in den Branchen, in denen sich die Sozialpartner darauf 
verständigen und einen gemeinsamen Antrag beim BMAS stelle, ermöglicht wird.  

Anwerbung von Beschäftigten mit berufspraktischer Erfahrung 
§ 6 Absatz 2 Beschäftigungsverordnung (BeschV) 

In ausgewählten Berufen (Liste noch nicht veröffentlicht) kann Personen aus Drittstaaten die Zu-
stimmung für eine qualifizierte Beschäftigung unabhängig von der formalen Qualifikation als Fach-
kraft erteilt werden, wenn sie ausreichend berufspraktische Kenntnisse vorweisen. Die IG BAU lehnt 
dies ab.  

Dies führt zu einer Öffnung des deutschen Arbeitsmarktes für Unqualifizierte. Selbst wenn sich die 
Liste der ausgewählten Berufe zu Anfang auf wenige Berufe beschränken sollte, wird der Einstieg in 
ein Verfahren geschaffen, das Zuwanderung von Personen ohne Qualifikation ermöglicht.  



 

 

Zum einen stellen sich sehr praktische Fragen, wie informell erworbene Qualifikationen nachgewie-
sen werden können und durch wen diese zu prüfen sind. Die Auslandsvertretungen der Bundesre-
publik Deutschland sind aufgrund mangelnder Kompetenz dazu nicht in der Lage.  
Ebenso ist es kaum denkbar, dass alleine auf Grundlage leicht fälschbarer Arbeitszeugnisse ausge-
prägte berufspraktische Erfahrungen festgestellt werden. 

Zum anderen ist es grundsätzlich problematisch, „unqualifizierte“ Arbeitskräfte aus Drittstaaten an-
zuwerben, da sich dann auch die Frage stellt, auf Grundlage welcher Vergleichsmaßstäbe die Bun-
desagentur für Arbeit die Beschäftigungsbedingungen prüft. Im Ergebnis kann diese Bestimmung 
dazu führen, dass Beschäftigte auf Helferlohn- oder Mindestlohnbasis beschäftigt werden. Eine wei-
tere Zunahme prekärer Beschäftigungsverhältnisse wäre damit zu erwarten.  

Verfahren zur Feststellung von Berufsqualifikationen 
§ 81a AufenthG; § 14a Berufsqualifikationsgesetz  

Die IG BAU setzt sich für eine schnelle Prüfung ausländischer Berufsqualifikationen ein. Die Prüfung 
von Qualifikationen darf dabei jedoch nicht zu einer Formsache werden. Die Kompetenz der Hand-
werkskammern darf nicht eingeschränkt oder durch Fristsetzung untergraben werden. Ebenso ist 
darauf zu achten, dass bereits in Deutschland lebende Personen aus Drittstaaten bei der Anerken-
nung ihrer Qualifikationen nicht schlechter gestellt werden als neu Zuwandernde.  

Arbeitskontrollen 

Die vereinfachte Anwerbung von Fachkräften aus Drittstaaten führt in der Konsequenz auch dazu, 
dass die Arbeitskontrollen in Deutschland verbessert werden müssen. Die IG BAU fordert seit Jahren 
eine bessere personelle Ausstattung der Finanzkontrolle Schwarzarbeit und eine bessere Organisa-
tion der Arbeitsinspektionen in Deutschland. Die Aufgaben der Finanzkontrolle Schwarzarbeit sind in 
den vergangenen Jahren durch neue Branchenmindestlöhne und durch die Einführung des gesetzli-
chen Mindestlohnes stetig gestiegen, ihre personelle Ausstattung hingegen nicht. Auch die jüngst 
vorgesehene personelle Aufstockung wird angesichts der erneuten Aufgabenerweiterung durch die-
ses Gesetz nicht genügen. Dieses Kontrolldefizit wird sich voraussichtlich in einer weiteren Zunahme 
prekärer Beschäftigungsverhältnisse äußern. 

Zudem fordert die IG BAU, dass die Bundesagentur für Arbeit und die Finanzkontrolle Schwarzarbeit 
in Zukunft die Kompetenz und den Auftrag erhalten, die Beschäftigungsbedingungen von Beschäftig-
ten aus Drittstaaten auch während des Erwerbsaufenthaltes auf Grundlage von tarifvertraglichen Re-
gelungen und den Angaben der Arbeitgeber vor der Einreise zu überprüfen. Die IG BAU kritisiert, 
dass die Bundesregierung keine geeigneten Vorschläge in ihrem Gesetzentwurf macht, um die Ar-
beitskontrollen zu verbessern.  
 
Wir erinnern darüber hinaus an den von uns unterstützten gemeinsamen Vorschlag von DGB und 
Justitia + Pax (Deutsche Bischofskonferenz), in Deutschland eine Arbeitsinspektion nach dem Vorbild 
anderer Länder aufzubauen, die Missbräuche im Arbeitsleben wirksam und umfassend aufdecken 
und ahnden, vor allem aber direkt abstellen kann. Denn Bußgelder allein helfen den von Missbräu-
chen Betroffenen nicht.  
 
Gerade im Fall von neuen Zuwanderern wird es nur selten dazu kommen, dass sich die Betroffenen 
selber wehren (können). Sie tragen aber letztlich allein die Konsequenzen, weil ihr Aufenthalt been-
det werden kann, wenn ausbeuterische Praktiken bei so genannten  Anpassungsmaßnahmen ver-
hindern, dass ihre Qualifikation anerkannt wird, oder wenn Scheinausbildungen nicht zu berufsquali-
fizierenden Abschlüssen führen. Ähnlich wie bei der Kammeraufsicht über die Berufsbildung muss es 



 

 

deshalb eine Stelle geben, die missbräuchlich operierende Betriebe zur Einhaltung von Ausbildungs-
plänen usw. anhalten und erforderlichenfalls die Eignung für solche Maßnahmen aberkennen kann 
und zugleich den Betroffenen einen Betriebswechsel zu einem seriösen Betrieb ermöglichen kann.  
Der Gesetzentwurf enthält hierzu bisher leider keine Vorschläge. 

Darüber hinaus sind die Angebote arbeitsrechtlicher Beratung nach dem Modell „Faire Mobilität“ für 
Beschäftigte aus Drittstaaten auszubauen und dauerhaft zu finanzieren. 

Frankfurt, den 30.11.2018 




